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FREIWIRTSCHAFT 
Nr. 40 Mai/Juni/Juli 
Rundbrief gegen die Verwässerung der Erkennt-
nisse Silvio Gesells und für eine Konzentration auf 
das uns heute schon Mögliche  
Liebe freiwirtschaftlichen Freundinnen 
und Freunde, 
nach dem langen kalten Frühling hat endlich der 
Sommer Einzug gehalten und die Welt dreht 
durch auf allen Ebenen. Im Golf von Mexiko 
sprudelt ungebremst das Öl aus dem Meeres-
boden, die BRD hat einen neuen Päsidenten, 
die Finanzhaie spielen ihr Spiel ungebremst wei-
ter,  

 
nachdem auf dem G20-Gipfel nur heisse Luft 
produziert wurde, „Wir sind Papst“, „Wir sind 
Lena“ und werden hoffentlich nicht auch noch 
„Balla-Balla“! Soviel Ablenkung von den drän-
genden Problemen hält man fast nicht aus. Gut, 
dass es noch Menschen gibt, die bereit sind den 
Finger in die Wunde zu legen. Unser heutiger 
Rundbrief ist etwas umfangreicher, damit Sie in 
den Ferien etwas zu lesen haben, das so in den 
Mainstram-Medien nicht zu lesen ist. Unser Au-
tor George Kausch hat wieder fleißig gearbeitet 
und würde sich gelegentlich über eine Resonanz 
freuen. Er ist übrigens von Ende Juli bis Anfang 
September in Deutschland und könnte dann z.B. 
zu einer Autorenvorstellung eingeladen werden. 
Kontakt vermittele ich gerne.  Michael Musil 

 
 
BEITRAG  
 
Pater, Papst und Politik 
von Georg Kausch  
Das Buch „ Die unbequeme Nation“ scheint lau-
fend in neuen,. der Freiwirtschaft fernliegenden 
Kreisen bekannt zu werden. Eigentlich eine sehr 
erfreuliche Tendenz. Jetzt ist ein abgefallener 
Sohn der römisch-katholischen Kirche auf es 
aufmerksam geworden.  
Er nennt sich Pater Rolf Hermann Lingen und 
hat an www.freiwirte.de geschrieben, uns mit 
SEINER Sache bekannt gemacht.  
Nein, gesehen hat er das Buch noch nicht, nur 
etwas davon gehört-  was ihn allerdings nicht 
abhielt, es sogleich und ungelesen als „anti-
christliches Machwerk“ zu schmähen. So etwas 
bringt freilich kein Mensch fertig, der auf An-
stand hält, aber Theologen fühlen sich davon 
ausgenommen. Andererseits betrachte ich es 
geradezu als Ehrung, wenn ein Priester mich  
unbesehen bei den großen Männern einreiht, 
die sich im Laufe vieler Jahrhunderte mit dem 
Priestertum angelegt haben. Und deren Werke 
auf den „Index Librorum Prohibitorum“ gesetzt 
wurden! Oder auf dem Scheiterhaufen sterben 
mußten. 
. Man darf von Theologen niemals Sachlichkeit 
(Objektivität) und wissenschaftliche Neugier 
noch weniger erwarten.  Sie müßten sich sonst- 
wie in meinem Buch- mit Problemen und Sicht-
weisen befassen, die ihren ach so teuren Glau-
ben erschüttern würden, und davor haben sie 
schreckliche Angst. Nur  wenigen Menschen, 
denen die gottgegebene Vernunft trotz aller Ge-
hirnwäsche noch nicht ganz erstorben ist, ge-
lingt die Befreiung ihrer von Doktrinen und  Dro-
hungen tyrannisierten Seele. . 
Das Merkwürdige des Glaubens/ Zweifelns an 
den Doktrinen und der Autorität der Kirche ist 
die von mir nachgewiesene Tatsache, daß sie 
mit der Wirtschaftslage  in engstem Zusammen-
hang stehen. Jede Wirtschaftsblüte (Konjunktur)  
führt zu einem massenhaften Abfall von Glau-
ben und Kirche, jede Wirtschaftsnot führt sie 
wieder in die geistige Knechtschaft zurück. Es 
ist nicht schwer sich vorzustellen, daß im glei-
chen Maße die Ausbeutung des Volkes, seine 
Verdummung, seine Ängste vor dem Leben ü-
berhaupt zunehmen oder  (in der vollbeschäftig-
ten Wirtschaft) abnehmen..  
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Da aber, wie wir von der Freiwirtschaft wissen, 
die Wirtschaftslage vom funktionierenden Geld-
umlauf abhängig ist, weisen wir damit den Kau-
salnexus zwischen Geld und Religion nach.  
Pater Lingen  wird wohl Widerwillen spüren, 
wenn ich in diesem Zusammenhang Martin Lu-
ther erwähne. Aber dieser Mönch und Professor 
der Theologie(!) hätte nie gegen die Papst-
Kirche rebelliert, wenn nicht eine kräftige Wirt-
schaftsblüte in der ersten Hälfte des 16. Jahr-
hunderts den allgemeinen Abfall vom Glauben 
hervorgerufen hätte. Die „Aufklärung“ im 
18.Jahrhundert war einer Wirtschaftsblüte zu 
danken und verursachte ebenfalls einen mas-
senhaften Abfall von der katholischen Kirche, 
die um 1780 vor innerer Schwäche auseinander 
zu fallen drohte. (Abschaffung des Jesuitenor-
dens 1774, Teilung des päpstlichen Privatlandes 
Polen 1772,  öffentliche Zweifel an Gott, Religi-
on und Kirche- Kant, Lessing usw.!.).  
Sogar in neuester Zeit  ist dergleichen gesche-
hen. In der Wirtschaftskonjunktur von 1955-1975 
kam es zu einem Massenabfall vom Glauben, 
dem die Priester macht- und hilflos zusehen 
mußten. Die Kirchen leerten sich, zahllose 
Priester suchten  einen weltlichen Beruf (und 
heirateten), fielen viele prominente Katholiken 
von der Kirche ab, z.B.  Jesuiten-Professor Ton-
di oder Hubertus Mynarek. Karl-Heinz Deschner 
schrieb das bekannte, die Kirche anklagende 
Buch „Abermals krähte der Hahn“ und  den 
massigen Wälzer „Kriminalgeschichte des Chris-
tentums“,  die von Pater Lingen kritisierten 
Päpste bejammerten die sich von ihrer Autorität 
lossagende Welt. Sie haben die „schwere Zeit“ 
überstanden, aber man sieht ja an der Rebellion 
unseres  Paters Lingen, daß die Spuren jener 
Tage bis heute nachwirken. So wie wir bis heute 
noch von der „Aufklärung“ bzw. „Reformation“ 
zehren. 
Die psychischen Barrieren und bornierten VOR-
URTEILE („Machwerk“!), die der von Kindheit an 
eingebläute Glauben und später die Erziehung 
in den katholischen Seminaren errichtet hat, 
sind kaum mit Büchern, Vorträgen, Diskussio-
nen von außen niederzureißen. Weil ihm die 
vernünftige nüchterne Urteilskraft durchs Theo-
logiestudium geraubt wurde, übersieht unser 
Pater, daß die Katholischen Kirche, Vatikan und 
Päpste seit jeher die gleiche unveränderliche 
Politik treiben: Persönlichkeiten und Taktik 
wechseln fortlaufend, aber ihre Grundsätze blei-
ben.  Ihr Ziel ist, die gottgegebene Würde der 
Menschen zu brechen, sie alle zu (katholischen) 
Christen zu machen, auch mit Gewalt,  um sie 
widerstandslos  zu beherrschen, wirtschaftlich 
und finanziell auszuplündern und erforderlichen-
falls zu Millionen zu opfern ad Majoram Gloriam 
Dei- d.h. die Macht der Oberpriester zu vergrö-
ßern. Darum nennen sie ihre Kirche „allumfas-
sende“, griechisch eben:. Katholische.  
Es leuchtet nun ein, warum Pater Lingen nach 
uralter vatikanischer Doktrin kein Recht hat, 
sich, seine Kritiken und Anhänger „allumfas-
send“, „katholisch“ zu nennen. Sie sind es nicht 

de jure und de facto. So leid es uns persönlich 
tut auszusprechen: Die Gerichtsurteile gegen 
Pater Lingen sind, selbst wenn sie in der total 
romhörigen Bundesrepublik gar nicht anders 
ausgesprochen werden durften, durchaus rech-
tens!  
Finden Sie sich damit ab, Pater, so schwer es 
Ihnen fallen mag!  Die Katholische Kirche erklär-
te Ihnen den Krieg und zwar Krieg bis zur Ver-
nichtung—und wo sind Ihre Waffen gegen sie?   
Es ist nun einmal so: Welcher Halbgott der Ka-
tholischen Kirche vorsteht, ist für die gläubige 
Herde von rund einer Mrd. Katholiken, die genau 
wie Sie selber weiter an den von Ihnen genann-
ten Dogmen festhält, völlig belanglos. Es ist 
auch für die Masse der niederen Priesterschaft 
belanglos, denn Kritik am Chef  ist nicht nur in 
der Katholischen Kirche unstatthaft.  
Ich traue Ihnen zu, Pater, daß Ihr Verstand das 
längst anerkannte. Es sollte sich für Sie dann 
auch verstehen, daß man die Päpste seit Pius 
XII. nicht „Betrüger“ und „Häretiker“ schimpfen 
sollte. Ob Pius XII. ein „guter“ Papst war, möch-
te ich aus besserer Kenntnis seines unheilvollen 
Wirkens energisch bestreiten. Ob Roncalli, Mon-
tini und Wojtila jüdische Mütter hatten und daher 
als Juden nach Ihrer Ansicht nicht die Tiara tra-
gen durften, ob Ratzinger, wie Gerüchte meinen, 
Hochgradmaurer ist, das sind Fragen, die für 
Macht und Rolle des Papstes in der Katholi-
schen Kirche unwesentlich sind. Warum sollen 
nicht („konvertierte“) Juden in der katholischen 
Kirchenspitze eine führende Rolle spielen?  Es 
war doch schon immer so, denken Sie an Pau-
lus, Anaklet, Alexander VI., Paul III., um nur ei-
nige zu nennen. Die Kardinäle, die sie in das 
höchste Amt beriefen, haben gewußt, WEN sie 
wählten. Die Katholische Kirche blieb und bleibt 
deshalb wie sie stets war: Ein System skrupello-
ser  Machtmenschen verbirgt sich hinter der 
Maske „heiliger Priester“  
Ich kann verstehen, wenn Sie, Pater, nicht die 
Kehrtwendungen, Abweichungen, Konzessionen 
der Päpste bzw. Kirche an den Zeitgeist mitma-
chen wollten. Seit die Kirche katholisch wurde, 
gehörte das immer zu ihrer Taktik. Es hat auch 
immer wieder Priester gegeben, die die Politik 
der Spitze empört mißbilligten, weil sie die  len-
kende weitsichtige Strategie der Oberpriester 
nicht begriffen. Denken Sie an die Einführung 
des Zölibats, des Ablasses, des Unfehlbarkeits-
dogmas, an die eifrige Unterstützung Hitlers, die 
Messereform oder--- heute.  
Was bleibt?  Mir scheint, Pater Lingen hat sich 
ein bißchen Unabhängigkeit im Denken bewahrt. 
Sonst würde er nicht gegen die katholische Kir-
chenspitze rebelliert haben. Aber das genügt 
nicht.  
Er hängt ja nach wie vor katholischem Dogmen-
glauben  und religiösen Formeln an. Ob er ihren 
untrennbaren Zusammenhang mit Kirche, Kurie 
und Päpsten imstande ist zu erkennen, bezweif-
le ich. Für mich sieht es so aus, als wolle Pater 
Lingen die Quadratur des Kreises finden.   
Es wäre sicherlich seiner eigenen Sache forder-
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lich, wenn er den Mut zum Absprung fände wie 
der Jesuit Graf Hoensbroech, die Los-von-Rom-
Bewegung um die Jahrhundertwende oder viele 
andere erwachte Katholiken (-priester) vor 40 
Jahren. Aber ich traue ihm nicht den Mut zu, ein 
Luther oder Wyclif zu werden. Denn… Er wird 
sich weigern, mein Buch zu lesen oder gar dar-
aus Konsequenzen für seine Sache zu ziehen. 
Leider.   
Obwohl ER an uns schrieb, interessiert ihn nicht 
die Freiwirtschaft, und ihre umwälzenden 
Vorschläge zur Befreiung unseres Volkes, für 
die WIR kämpfen, sondern er wirbt bei uns für 
seinen Streit mit der  katholischen Oberpriester-
schaft, das heißt SEINE SACHE wie er sie sieht.  
Die hat allerdings, das ist wohl aus unserer Ab-
handlung deutlich geworden, für uns Freiwirte 
keine Bedeutung. 
 

*** 
 
SATIRE  
Realozap - Wunderpille gegen das Wahr-
heitssuchersyndrom (WSS) 
http://alles-schallundrauch.blogspot.com/ 
Die Regierungen, Sicherheits- und Geheim-
dienste der westlichen Welt und dessen Draht-
zieher im Hintergrund, sind laut Berichten „über-
glücklich“, durch die Ankündigung eines Phar-
makonzerns, sie hätten eine Pille erfunden, um 
die Skeptiker der offiziellen Version von Ereig-
nissen zu heilen. 
Die Aktien der in Basel domizilierten Neuro-
control AG werden wohl in nie vorher gesehene 
Höhen steigen, nach dem die lange erwartete 
Entwicklung einer Wunderpille gegen das Wahr-
heitssuchersyndrom (WSS) angekündigt wurde. 
Dieses verschreibungspflichtige Medikament 
wird unter dem Namen „Realozap“ vermarktet 
werden und es liegen bereits grosse Bestellun-
gen der Regierungen vor. 
Die Pille wirkt, in dem sie den Teil des Gehirns 
beeinflusst, der aus intellektueller Neugier be-
steht, die politisch inkorrekten Gedanken beein-
flusst und die Neurotransmitter welche kritisches 
Denken ermöglichen blockiert. Dadurch wird die 
Unterscheidungsmöglichkeit zwischen Wahrheit 
und Lüge erheblich erschwert oder ganz ausge-
schaltet. 
“Wir sind über die positive Reaktion der westli-
chen Regierungen komplett überwältigt,” sagte 
Aaron Gier, Marketingdirektor von Neurocontrol. 
„Speziell die EU-Kommission in Brüssel, so wie 
die dazugehörenden Sicherheitsorgane, sind 
sehr darüber erfreut, endlich den Teil der Bevöl-
kerung behandeln zu können, die an den Sym-
ptomen der fortgeschrittenen und fatalen WSS 
und anderen Krankheiten leiden, welche mit der 
menschlichen Wahrnehmungskraft und den Ein-
satz für die Wahrheit zu tun haben.“ 
„Neben den Leuten welche die Frechheit haben 
Artikel, Bücher und Filme über was wirklich pas-
siert zu schreiben, sind die Konsumenten dieser 
Werke unsere grösste Sorge,“ sagte der briti-
sche EU-Kommissar Joseph McCarthy, Vorsit-

zender der Europäischen Kommission zur 
Gleichschaltung und Gedankenkontrolle 
(EKGG). „Sie stellen viele Fragen und sie haben 
die abartige und sehr ungesunde Zwangsvor-
stellung, die Wahrheit erfahren zu wollen. Sie 
glauben einfach kein Wort mehr, was die wohl-
wollende Obrigkeit erzählt.“ 
Die Pharmafirma Neurocontrol hat grünes Licht 
von der Gesundheitsbehörde der EU bekom-
men, nach dem ausführliche Tests mit Patienten 
die unter WSS leiden durchgeführt wurden. Über 
einen Zeitraum von einer Woche wurden 20 
Probanden der ungehinderte Zugriff auf die ge-
samte Bibliothek der alternativen Medien er-
laubt. Zehn davon bekamen ein Placebo, den 
anderen wurden 500 mg Realozap verabreicht, 
je stündlich eine Kapsel. 
“Die Resultate waren erstaunlich," sagte Dr. A-
dolf Mangele, der die Versuchsreihe überwach-
te. „Am ersten Tag fanden beide Gruppen sofort 
die Bücher von David Ray Griffin, Webster G. 
Tarpley und Gerhard Wisnewski. Am zweiten 
Tag haben die Patienten immer noch die Filme 
'Loose Change' und 'Unter falscher Flagge' sich 
angeschaut und darüber diskutiert.“ 
„Aber,“ sagte Dr. Mangele weiter, “am Morgen 
des dritten Tages hat die Gruppe welche mit 
Realozap behandelt wurde, die Bücher von 
Thierry Meyssan und den Film 'ZERO Investiga-
tion into 9/11' von Giulietto Chiesa beiseite ge-
schoben und begannen sich für die Zeitschrift 
Popular Mechanics und ihrem Artikel 'Debunking 
The 9/11 Myths', der die offizielle Story US-
Regierung bestätigt und der ZDF-Reihe 'History', 
welche mit Verschwörungstheorien aufräumt, zu 
interessieren." 
„Am Ende des Experiments haben die welche 
Realozap eingenommen haben sich sogar um 
den offiziellen 9/11 Kommissionsbericht ge-
schlagen und die Artikel in der Bild-Zeitung und 
im Spiegel von hinten bis vorne verschlungen. 
Sie verlangten sogar den Film von Al Gore 'Eine 
unbequeme Wahrheit' immer und immer wider 
zu sehen und bestanden darauf, schuldig an der 
Klimaerwärmung zu sein.” 
Es gibt aber einen Nebeneffekt, der mit der Ein-
nahme von Realozap verbunden ist. Die wir-
kungsvolle Ingredienz „Zionine“ löst einen patho-
logischen Hass gegen alle Araber und Muslime 
aus und die Patienten sehen in ihnen nur noch 
Terroristen die getötete werden müssen. Aus-
serdem finden sie Angriffskrieg gut und befür-
worten die Bombardierung von unschuldigen 
Zivilisten durch die NATO. 
“Deshalb warnen unsere Ärzte, das Medikament 
nicht an solche Leute zu verschreiben, welche 
bereits die Eigenschaft haben, selbstinszenierte 
Terrorangriffe durchzuführen, um sie dann ima-
ginären arabischen Terroristen in die Schuhe zu 
schieben,“ sagte Dr. Mangele. 
Ausserdem wurde betont, wenn man die Pille 
den Klimaerwärmungsfanatikern gibt, dann kann 
es zu unkontrollierten Wahnvorstellungen kom-
men, die Welt würde bald untergehen und sie 
müssten sich für ihre Ursünde des Ausatmen 
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von CO2 selbst umbringen. 
Trotz dieser Bedenken über mögliche Nebenef-
fekte, will die Europäische Union 15 Milliarden 
Euro in das was sie selber als grösste psycho-
hygienische Kampagne zur geistigen Heilung 
der Bevölkerung die es je gegeben hat investie-
ren. 
“Wir reden hier über gezielte präventive Mass-
nahmen,” sagte der Sprecher der EU-
Organisation für mentale Hygiene und korrektem 
Denken. "Das Wahrheitssuchersyndrom ist an-
steckend und fängt zu Hause an. Stellt dein Kind 
Fragen? Liest es alternative Medien und schaut 
sich Videos auf Youtube an? Ist dein Kind durch 
die TV-Programme wie MTV gelangweilt und 
surft stattdessen im Internet und sucht unzen-
sierte Informationen über 9/11, dem Klimawan-
del, dem Finanzsystem oder generell über was 
wirklich in der Welt passiert? Wenn ja, dann 
muss dein Kind sofort mit Realozap behandelt 
werden, bevor das Gehirn die Chance bekommt, 
die gefährlichen Eigenschaften von kritischen 
Denken zu entwickeln.“ 
Zum Entzücken der Aktionäre von Neorocontrol, 
hat die Vereinigung der Psychiater und Direkto-
ren von Psychiatrien der gesamten Europäi-
schen Union, die Entwicklung und den Einsatz 
von Realozap in ihrer täglichen Behandlung von 
Skeptikern der offiziellen Geschichte gut geheis-
sen. 
„Wir werden oft mit der Situation konfrontiert, 
dass die Polizei und andere Sicherheitsorgane 
uns um Hilfe bitten, wenn sie mit intelligenten 
Menschen zu tun haben, welche die offizielle 
Version von Ereignissen in Frage stellen,“ sagte 
Professor Dr. Dr. Mabuse der grössten foren-
sisch-psychiatrischen Klinik in Deutschland. „Wir 
sollen dabei helfen, eine Gesellschaft von nor-
malen, gut angepassten Menschen zu schaffen, 
die kritiklos die Medien konsumieren, der Regie-
rung vertrauen, ohne zu murren ihrer Arbeit 
nachgehen, Steuern zahlen und keine Fragen 
stellen.“ 
"Die Obrigkeit kann mit ihrer Meinungsmanipula-
tion die Menschen mittlerweile nur bis zu einem 
gewissen Grad kontrollieren,“ sagt der PR-
Spezialist Alfred Bernays, ein naher Verwandter 
von Edward Bernays, dem Erfinder der Propa-
ganda. „Man kann noch so viel Desinformation 
über die Massenmedien verbreiten und die Leu-
te für dumm verkaufen, aber mit der Nutzung 
des Internet und damit verbundenen Aufbrechen 
des Meinungsmonopols, wird die Gefahr immer 
grösser, dass mehr und mehr Leute sich selber 
informieren und darauf bestehen unangenehme 
Fragen zu stellen, auch wenn man ihnen mit 
Existenzvernichtung und Einkerkerung droht. 
Der einzige Weg mit dieser fürchterlichen Seu-
che umzugehen und die Ausbreitung der Wahr-
heit zu verhindern, ist in dem man sie mit Realo-
zap behandelt,“ sagt Bernays. 
Ein Sprecher der EU sagte: "Diese Wunderpille 
kommt wie gerufen, in einer Zeit wo immer mehr 
Menschen aufwachen und feststellen, was wir 
ihnen erzählen stimmt einfach nicht. Das muss 

unter allen Umständen verhindert werden." 
Deshalb, für alle die keine Skrupel haben emp-
fehle ich, am Montag sofort sein ganzes Geld in 
die Aktien der Firma Neorocontrol zu investie-
ren, die gehen ab wie eine Rakete und man 
kann dann mit gutem Gewissen die Profite auf 
Kosten seiner Mitmenschen einsacken und das 
Luxusleben des Materialismus in Monte Carlo 
geniessen ... bis alle Papierwerte sich in Luft 
auflösen und die Realität ihres verlogenen Le-
bens sie dann doch einholt.  
 
HISTORIE  
 
Volksausplünderung ohne Ende… Vor 20 
Jahren: „Währungsunion“  in Deutschland 
    von Georg  Kausch 
 
Warum ging es mit der Wirtschaft der DDR in 
den 80er Jahren bergab mit wachsender Ge-
schwindigkeit, wie eine Lawine alles mit sich 
reißend? Weshalb wandte sich das DDR-Volk 
von seinen Beherrschern ab, ging zu  schwei-
gender Opposition über, die, weil sie alle erfaß-
te, bald eine eigene Stimme- und dann eine sehr 
laute- bekam?  Die Erinnerungsbücher der Pro-
minenten jener Zeit, z.B. Günter Schabowskis 
„Der Absturz“, offenbaren die Hilflosigkeit, mit 
der die Mitglieder des DDR „Staatsrates“ und 
des Zentralkomitees der SED entsetzt zusahen, 
wie ihnen die Macht über das Volk entglitt. 
Gewiß, seine prominenten jüdischen Mitglieder 
waren nicht so blind gewesen. Sie dachten nicht 
daran, ihre DDR zu retten, sondern sich selbst 
und obendrein mit vollen Koffern aus dem Stau-
be- buchstäblich!-  zu machen. Der Parteichef 
der SED, Stasi-Chef Markus Wolf,  Alexander 
Schalck-Golodkowski und etliche andere „Ein-
geweihte“ hatten schon Mitte der 80er Jahre das 
Vertrauen in die DDR und ihr Geld verloren. Sie  
nutzten ihre noch intakte Machtstellung aus, um 
beträchtliches Vermögen der DDR  in den Wes-
ten zu verschieben. Es landete sicher angelegt 
auf geheimen Konten in der Schweiz, Luxem-
burg und anderen Oasen bevor das dicke Ende 
(nämlich der Haß des ausgeplünderten Volkes) 
sie erwischen konnte. Schalck-Golodkowski al-
lein verfügte über ein Netzwerk von 148 Firmen. 
Die DDR- Deutschmark verlor rasend schnell an 
Kaufkraft, was an dem fallenden „freien“ Wech-
selkurs für jeden erkennbar wurde. Ich konnte in 
Berlin 1988 im Verhältnis 1:6 umtauschen, wäh-
rend die DDR Organe den Besucher zwangen, 
1:1 herzugeben. Es war freilich ein großes Risi-
ko, DDR Mark nach Ostberlin  hineinzubringen, 
denn der wirkliche Kurs der DDR-Mark, der 
„drüben“ gegeben wurde,  war für „Westler“ 
noch günstiger. Die „DDR-Bürger“ versuchten, 
ihr schwindsüchtiges Geld für „dauerhafteres“ 
loszuwerden. Die DDR-Prominenz war aller-
dings von solchen Problemen nicht betroffen. 
Sie verfügte über harte West-Devisen praktisch 
unbegrenzt.  
Obwohl die Direktoren und Aufsichtsräte der 
großen Westbanken ebenso den nahenden Zu-
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sammenbruch vorhersehen mußten (wenn man 
sie nicht für Idioten halten will), gaben sie mit 
seltsamer Bereitwilligkeit weiterhin der DDR Mil-
liardenkredite! In Westwährungen selbstver-
ständlich.  Und je näher der Gewittersturm he-
raufzog, umso großzügiger wurden auch die 
bundesdeutschen Politiker, den DDR Genossen 
mit Milliardenangeboten beizuspringen. Kohl, 
wohl der elendeste aller bundesrepublikani-
schen Nachkriegspolitiker und sein  korrupter 
Kumpel F.J.Strauß  hatten keine Hemmungen, 
mit dem Geld der westdeutschen Steuerzahler- 
beileibe nicht ihr eigenes!- den kaputten Sozia-
lismus vor dem Untergang zu retten. „Bonn wur-
de von den Ereignissen [des Mauersturmes] 
völlig überrascht“, behauptet eine Zeitungs-
schlagzeile jener Tage, die ich aufbewahrte. 
Waren sie wirklich so dumm oder war das wie-
der eine Lüge? 
Was war die Ursache des Zusammenbruches 
des sozialistischen Wirschaftsystems? Die miß-
lungenen Wirtschaftspläne? Die schmarotzende 
SED-Partei-Bürokratie? Die Beförderung unfähi-
ger, aber wohlgeschulter gehorsamer Marxisten 
in führende Staatsstellungen? Die jahrzehnte-
lange Ausbeutung der DDR-Wirtschaft durch die 
sowjetischen Freunde und Besatzer? Der Wi-
derstand des Volkes gegen Mauer und Grenz-
sperren?  Der angebliche Boykott der DDR Wirt-
schaft durch den Westen?- Nein, der schon gar 
nicht, die Milliardenkredite widerlegen das un-
zweifelhaft! 
Der Freiwirt legt den Finger auf die einfachste, 
banalste, verschwiegene Ursache: Es war die 
Notenpresse der DDR-Staatsbank. Nichts ande-
res. Der hemmungslose Druck von Geldschei-
nen  war Ursache aller Mißhelligkeiten, Unzu-
träglichkeiten,  Schwierigkeiten, Engpässe an 
denen die DDR Wirtschaft und infolgedessen 
das Schiff Deutsche Demokratische Republik 
scheiterte.  
Wer die  Gesetzmäßigkeit des Geldumlaufes 
glaubt mißachten zu dürfen, darf sich nicht wun-
dern,  wenn  vor ihm ein Gebirge wirtschaftli-
cher, politischer, menschlicher Probleme ent-
steht, an denen er  verzweifelt, sie unüberwind-
lich findet und keinen anderen Ausweg weiß als- 
davonzulaufen!  
Geld ist wie eine Naturkraft und folgt eigenen 
Gesetzen. Man kann nicht eine auf Geld und 
Kredit beruhende Wirschaft betreiben und die 
Grundlage des Geldes, Angebot und Nachfrage 
nach Willkür verändern oder außer Funktion 
setzen. Es ist unmöglich, Inflation durch behörd-
lich festgesetzte Preise zu verhindern. Darum 
nützte es nichts, wenn die DDR-
Wirtschaftspolitik die Löhne so niedrig wie nur 
möglich festsetzte, zum Ausgleich die Woh-
nungsmieten der „volkseigenen“ Wohnungen 
spottbillig hielt, die Grundnahrungsmittel be-
trächtlich bezuschußte. Solche künstlichen Ver-
zerrungen der Marktpreise konnte sie nur durch 
eine ausufernde Bürokratie beherrschen. Aber 
die überall und immer gefährlicher auftauchen-
den Lücken im Warenangebot bekam sie damit 

nicht in den Griff.  Auch der letzte Arbeiter be-
merkte das ärgerliche Mißverhältnis zwischen 
Arbeitsleistung und Arbeitsertrag. Er und seine 
Familie lebten nicht vom Brot allein. Kleidung 
war unheimlich teuer.  Jeder sah, wie die Häu-
sersubtanz verfiel- wir Freiwirte wissen weshalb: 
Die laufenden Kosten der Unterhaltung  waren 
aus den niedrigen Mieten einfach nicht zu de-
cken. 
Im Sinne von Karl Marx finden Sozialisten be-
kanntlich am kapitalistischen Geld nichts zu be-
mängeln, darum war die D-Mark der DDR eben 
ein  rein kapitalistisches Geld. Zu diesem Geld 
gehört untrennbar der Zins. Das Monopol  der 
Staatsbank setzte willkürlich die Zinssätze fest, 
und sie kassierte die Zinsen. Selbst vom Gold-
wahn waren die  roten Genossen nicht frei. „Ei-
nem Bericht der „BILD“ Zeitung vom 30. Januar 
1990  zufolge verkaufte die SED heimlich ihre“ 
[nein, das waren nicht ihre]  „GOLDRESERVEN  
um harte Währung in der Größenordnung von 
2,1 Milliarden Dollars zu bekommen“… die in 
wessen Bankkonten verschwanden? Nicht des  
gesamtdeutschen Staates! Zur gleichen Zeit 
ließen die Genossen um und hinter Modrow die 
DDR-Notenpresse schneller denn je zuvor auf 
Hochtouren laufen, was man am Kursverfall un-
widerlegbar feststellen konnte- er stürzte auf  
1:13!  Kohl und seine Minister-Bonnzokratie  
sahen diesem ruchlosen Treiben schweigend 
zu! Der Eid, den sie bei ihrer Amtsübernahme 
leisten müssen, „dem Deutschen Volke zu nüt-
zen und Schaden von ihm abzuwenden“ ist ja 
sowieso nur eine lächerliche Fiktion. 
Im März 1990 gab derselbe Kohl „überraschend“ 
bekannt, daß man eine „Währungsunion“ und 
„eine volle wirtschaftliche und politische Union  
anstrebe“. Ja, „anstrebe“! Die Honecker-
Nachfolger - obwohl Bankrotteure - erwiesen 
sich für Kohls Streben als zähe Geschäftsleute. 
Nur mit Mühe konnten die bundesdeutschen 
„Berater“ den Kohl davon abbringen, einer Kon-
vertierbarkeit von 1:1 West zu Ost zuzustimmen. 
Schließlich wurde in den endlosen „Einigungs“-
Verhandlungen das irrsinnige Umstellverhältnis 
1:2 beschlossen. Die DDR Staatsbank-
Sparbücher wurden aus nahe liegenden, politi-
schen Gründen jedoch 1:1 aufgewertet. Waren 
sie doch die Schulden der Staatsbank bei den 
DDR Sparern, und doch geschah etwas ganz 
sonderbares: Die BRD trat für sie ein auf Kosten  
des öffentlichen Schuldenturms des westdeut-
schen Staates. mit 90 Milliarden DM „Aus-
gleichsentschädigungen“.  Niemals wurde eine 
logische Erklärung für diese Maßnahme gege-
ben. Die davon rechtzeitig Wind bekamen, lie-
ßen sich schnellstens billige DDR-Mark bei den 
Kassen der Staatsbank  massiv gutschreiben!  
Kein Zweifel, die Geld-Hyänen sammelten sich 
hinter Kohls breitem Rücken, im Schatten seines 
dicken Bauches, den Leichnam DDR bis auf den 
letzten Knochen UND zugleich die westdeutsche 
Bundesrepublik auszuweiden. Es ekelt den Ver-
fasser, die Intrigen zu beschreiben, die hochge-
stellte, an sich schon überreichlich begüterte 
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Menschen anzettelten, um ihre ärmeren deut-
schen Mitmenschen um Arbeitsplatz, Einkom-
men, Besitz, Zukunft, Vertrauen zur „befreien-
den“ Kohl-Regierung zu bringen.  Die morali-
sche Verkommenheit, die schamlose Geldgier, 
der Bankrott von Anstand, Verantwortung und 
Pflicht hat mit dem Beschluß der Währungsuni-
on zum 1.Juli 1990 in den „Volksvertretungen“ 
von Bundestag und Volkskammer seinen größ-
ten Triumph gefeiert. Es gab keine Opposition 
gegen den größten Betrug an den Deutschen im 
20. Jahrhundert, nicht eine Stimme erhob sich, 
ihn zu entlarven. Alle machten mit, von Geld und 
Währung verstanden sie ohnedies nichts. 
Der wichtigste Hebel in der Gaunerei des 1.Juli 
1990 und danach: Die Staatsbank der DDR!  Die 
Umstellung von „DDR-Scheißgeld“  auf harte 
Deutschmark  bedingte Gesetze, Verordnungen 
und Maßnahmen, die nur „Eingeweihte“ aushe-
cken konnten, welche genauestens über die un-
durchsichtigen Finanzverhältnisse der DDR-
Wirtschaft Bescheid wußten. Undurchsichtig:  
Aus nicht recht verständlichen Gründen waren 
fast alle Betriebe und Unternehmen grundsätz-
lich an die Staatsbank verschuldet. Man kann 
verstehen, wenn neue oder erweiterte DDR-
Betriebe mit Krediten der Staatsbank aufgebaut 
wurden, und daß diese dafür in ihren Bilanzen 
Passiva auswiesen. Jedoch auch altbestehende 
Betriebe, wie die LPG (landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaften)  hatten Staatsbank-
Obligationen aufnehmen müssen. Offenbar aus 
politischen Gründen (nimmt der Freiwirt an) 
wünschte die SED bzw. der DDR-Staatsrat 
nicht, daß die einzelnen „volkseigenen“ Betriebe 
finanziell unabhängig arbeiteten und legte sie an 
die Schulden- und Zinsfessel.  Die Zinslasten  
waren allerdings mit 1%, manche nur ½% unbe-
deutend und belasteten so gut wie keinen Be-
trieb in dieser Hinsicht.  
Im Grunde war dieses System absurd, Schuld- 
und Zinszahlungen vom Staatsbetrieb an die 
Staatsbank erreichten nichts anderes als das 
Geld von der linken in die rechte Hosentasche- 
und wieder zurück- zu stecken. Aber mit der 
Währungsunion wurde das Geld- vielmehr Kapi-
tal der Staatsbank- im Verhältnis 2:1 AUFGE-
WERTET!  Der gesamten Wirtschaft der DDR 
wurde über Nacht eine seltsamerweise nie ge-
nau ermittelte  Schuld in harter Westmark auf-
gebürdet. Das Bonner Finanzministerium sprach 
erst von 130, dann 250 Milliarden DM, aber das 
war gelogen. Ich zitiere aus meinen (Presse-
)Unterlagen:  
„Wenn wir die höhere Zahl der übernommenen 
Gesamtschuld  von über 600 Milliarden DM als 
der Wahrheit näherstehend betrachten, dann 
wird der Treuhand-Anteil an diesen Schulden bis 
spätestens Januar 1995, wenn die dann noch 
vorhandenen Schulden der Treuhand per Ge-
setz direkt als Teil des Bundeshaushaltes und 
nicht mehr als ‚außerhalb der Bilanz‘ übernom-
men werden, sich nicht mehr auf 250 Milliarden, 
sondern eher auf 450 Milliarden DM belaufen.“ 
Ein paar hundert Milliarden mehr oder weniger- 

Kohl uind Kumpanen war das gleichgültig. 
Gleichgültig war auch den verbliebenen Genos-
sen der Volkskammer die Auswirkung  des  Ge-
setzes, welches die sogenannte „Treuhand-
Verwaltung“ schuf und den Bonner Bonzen ü-
bereignete. Eine ihrer letzten Amtshandlungen 
war- mit Umstellung des Sozialismus auf Kapita-
lismus begreiflich- der gesetzliche(!) Beschluß, 
„der den Bankinstituten der DDR- in Wirklichkeit 
der Staatsbank- die Option einräumte, die ‚auf 
westlichen Märkten gültigen Zinssätze‘…zu er-
heben.“…„Wenige Stunden, bevor die Wäh-
rungsunion vom 1.Juli 1990 in Kraft trat, stiegen 
die Zinsen auf die ‚Schulden‘ staatseigener Be-
triebe in der ehemaligen DDR um das acht- bis 
zehnfache.“  
Man halte sich das Ungeheuerliche vor Augen: 
Die DDR-Staatsbank wurde von den realen 
Schuldverpflichtungen  ihren  eigenen  Sparern 
gegenüber auf Kosten der westlichen BRD-
Steuerzahler befreit, aber  zugleich die nominel-
len Schulden der DDR-Wirtschaft in wertloser 
DDR-Mark bei derselben Staatsbank  zum 
Zwangskurs 1:2 AUFGEWERTET und westliche 
Zinssätze dafür berechnet!   
Aber woher sollten diese Betriebe das Westgeld 
nehmen, diese horrenden Zinsen und (fingier-
ten) Schulden zu bezahlen? Die DDR war bisher 
die zweitgrößte Wirtschaftsmacht des Ostblocks 
und vorwiegend nach Osten ausgerichtet. Sie 
hatte den höchsten Lebensstandard aller Ost-
blockländer, weil sie - verglichen mit den ande-
ren- die höheren Ansprüche der Binnenwirt-
schaft befriedigte. Ihre Westexporte beruhten 
eher auf dem niedrigen Lohnniveau, die dafür 
erlösten wenigen harten Devisen brauchte die 
DDR-Wirtschaft hauptsächlich für West-Güter, 
bei denen sie technisch nicht mithalten konnte. 
Welche zuletzt in den Privattaschen der Genos-
sen verschwanden, was begreiflicherweise den 
Niedergang der DDR beschleunigte. 
„Was Honecker und seine Komplizen in der e-
hemaligen DDR zurückließen, war eine verrotte-
te Infrastruktur, eine veraltete Industrie, ver-
seuchte Flüsse, kaputte Maschinen und eine der 
kostbarsten Reserven von Facharbeitern in der 
heutigen Welt. Dazu die sogenannte Erblast…. 
Eine verborgene, von einem toten kommunisti-
schen Regime hinterlassene Zeitbombe steht 
kurz davor, über Deutschland zu explodieren“ 
So versuchte die Bonner Propaganda dem 
Deutschen Volk den Finanzbetrug erklärlich zu 
machen, den sie im Begriff war auf seinen Kos-
ten durchzuziehen, was- eine noch größere Lü-
ge- als unvermeidlicher Preis für den Jahrzehnte 
alten Wunsch des Volkes nach einem wieder-
vereinigten Deutschland hinstellte.  
Das sind die seit jeher in der Nachkriegs-
Bundesrepublik geübten niederträchtigen Ver-
drehungen der wahren Verhältnisse, das Auf-
bauschen von Halbwahrheiten, um von den ei-
gentlichen  Drahtziehern und der „verborgenen 
Zeitbombe“ ihrer wohlgeplanten Gaunereien 
abzulenken.  
Gewiß lag in DDR vieles im Argen. Wir bestrei-
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ten nicht, daß viele Fabriken verschlissen, Stra-
ßen voller Schlaglöcher waren, Stromausfälle 
infolge überlasteter  E-Werke immer häufiger 
auftraten, wegen „Engpässen“ viel Minderwerti-
ges produziert und verarbeitet werden mußte, 
die Arbeiter geradezu Kunstwerke der Improvi-
sation, der Aushilfen schufen, denen man bis 
heute die Bewunderung nicht ganz versagen 
kann.  Ich habe damals von solchen Leistungen 
gehört .  
Aber das war nur eine Seite der Medaille. Die 
andere waren Erzeugnisse der DDR Werke, die 
sich international sehen lassen konnten. Die 
Neptun-Schiffswerft in Rostock erwarb sich 
Weltruf. Zeiß in Jena war der hervorragendste, 
weltbekannte Hersteller optischer Geräte seit 
über hundert Jahren geblieben, die Kaligruben 
in Thüringen waren modern und gewinnbrin-
gend. Das Kaltwalzwerk in Oranienburg war das 
modernste und beste in Europa. Aber… diese 
Werke gehörten, wenigstens dem Namen nach, 
dem deutschen Volke. Sie gehörten nicht den 
westlichen, internationalen Kapitalistenvereinen, 
Großbanken oder amerikanischer Hochfinanz. 
Sie waren keine Aktiengesellschaften, bei denen 
man seine Freunde unterbringen, mit deren 
Vermögen man schieben, spekulieren, sich auf 
Kosten anderer bereichern konnte.  
Ich hörte 1991 zufällig das Gespräch zweier Ei-
senbahner auf dem Hagener Hauptbahnhof mit, 
das mir unvergeßlich blieb. Sagte der eine: „Die 
Ost-Lokkonstruktionen sind erstklassig, sie lau-
fen jetzt überall hier im Westen!“ Der andere: „ 
Ja, und VEB Henningsdorf liefert die E-Lok für 2 
½  Millionen, die AEG verlangt für eine  8 Millio-
nen DM!“ 
Das war der springende Punkt: Die Konkurrenz 
aus der DDR drückte die  Preise, welche die 
westdeutschen Marktbeherrscher von ihren 
Kunden verlangten. Sie drückte die Profite, den 
Zinsertrag. Also mehrere Gründe für das Groß-
kapital, gerade gegen die gesunden Teile der 
DDR-Wirtschaft vorzugehen. Die veralteten, hil-
febedürftigen vollends vor die Hunde gehen zu 
lassen. Mit Assistenz williger, korrupter, volks-
verräterischer Politiker und Betrügen des Volkes 
durch Massenmedien im Dienst des Großkapi-
tals. Es war nicht „Honeckers Schulden-
Vermächtnis“, wie Schlagzeilen der westlichen 
Medien logen.. Es war die Absicht der internati-
onalen Geldhyänen, die Wirtschaft der DDR we-
gen ihrer unliebsamen Konkurrenz zu zerstören.  
Der Freiwirt sagt: Der alte Trick, Kapitalver-
nichtung zur Aufbesserung des Zinses  ist 
hier ganz klar zu erkennen. Und er lief wieder 
einmal auf Rechnung des Deutschen Volkes. 
Das Mittel hierzu hatten Kohl, seine Komplizen 
und weniger sichtbaren Hintermänner in Hän-
den: Die „Treuhand“ zur Verwaltung des DDR-
Volksvermögens. Die legalen Voraussetzungen 
hatten sie mit der Währungsunion vom 1.Juli 
1990 geschaffen. Nun ging es an die Plünde-
rung von DDR-Wirtschaft und Vermögen im 
„Raubzug Ost“ 
 

BUCHBESPRECHUNG  
 
Raubzug Ost  
von Klaus Huhn 
Wie die Treuhand die DDR plünderte (Edition 
Ost. 9,90 Euro)  
  
Es ist nicht meine Absicht, hier ein nicht-
freiwirtschaftliches Buch zu besprechen.  Es 
geht in unseren Rundbriefen gegen das kapita-
listische System, das Deutschland und das 
deutsche Volk rücksichtsloser denn je be-
herrscht. Wenn die marxistische Theorie des 
Kapitalismus richtig wäre, wäre das Wirtschaft-
system der DDR nicht zusammengebrochen, 
hätten seine Lenker das westliche Großkapital 
glänzend besiegt,. Es ist nun einmal Tatsache, 
daß ihr Fall von ihrer Geldverwaltung ausging  
und die Plünderung dieser Staatsleiche ohne 
das kapitalistische Geldsystem nicht möglich 
war. 
 Nur in der Kritik des Kapitalismus, seiner Aus-
beuter und Nutznießer besteht kein Unterschied 
zwischen Sozialisten und Freiwirten.   Huhns 
Buch enthüllt, wie die von allen Deutschen her-
beigesehnte Wiedervereinigung von seiner de-
mokratisch-sozialistisch-kapitalistischen Herren-
schicht im Bunde mit von ihnen gekauften Me-
dien und charakterlosen Politikern ausgenutzt 
wurde, um das deutsche Volk systematisch zu 
berauben. Ein in solchem Umfang in der deut-
schen Geschichte seit 1300 Jahren nicht wie-
derholter Vorgang. 
Ich habe „Raubzug Ost“ immer wieder nach ei-
nigen wenigen Seiten Lesens tagelang fortge-
legt.. Die von ihm beschriebene Ungeheuerlich-
keit dieses Raubzuges ist empörend. Es über-
stieg mein Vorstellungsvermögen, daß Men-
schen gegen Mitmenschen solche Gemeinhei-
ten fertig brachten wie von Klaus Huhn geschil-
dert. Ich meinte immer, so schlecht könnten 
Menschen in Deutschland nicht sein, mit kalter 
Gewissenlosigkeit über die Existenz ihrer deut-
schen Landsleute in Ost und West  zu trampeln. 
Unfaßbar die Niedertracht, öffentlich von einen 
„Aufschwung Ost“ zu reden, aber im selben A-
temzug Millionen wehrlose Volksgenossen zu 
Almosenempfängern zu machen.  Ich hätte es 
hingenommen, wenn einige Skrupellose sich an  
der Wiedervereinigung eine goldene Nase ver-
dienten, denn raffgieriges Geschmeiß findet sich 
in jedem Lande und bei jedem geschichtlich be-
deutendem Ereignis. In jedem normalen 
Rechtsstaat hätte man sie abgeschüttelt,  zur 
Rechenschaft gezogen und für einige Jahre ein-
gesperrt . Aber wie Huhn bemerkt, hat der Hun-
derte-Milliarden-„Raubzug Ost“ mit Hilfe der  
Bonner Regierung Kohl nicht einen einzigen ins 
Gefängnis gebracht. 
Klaus Huhn, ehemaliger höherer- aber nicht ho-
her- SED-Funktionär am „Neuen Deutschland“, 
gehörte offensichtlich zu jenem Teil  des DDR-
SED Apparates, der an den Sieg des dialekti-
schen Materialismus bis zuletzt glaubte, 1990 
als „Mitläufer“  an dem großen Geschäft nicht 
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beteiligt wurde und deshalb leer ausging. Weil er 
nämlich Jahre zu spät lernte, was in eingeweih-
ten Kapitalistenkreisen im Verbund mit einem 
engen Zirkel seiner kommunistischen (wenn 
man will: sozialistischen) Obergenossen bei der 
„Liquidation“ der DDR gespielt wurde. Vielleicht 
auch, weil er aus irrigen Idealvorstellungen zu 
viel Gewissen hatte. Wenn hieraus eine Einsicht 
zu schöpfen wäre, dann die, daß mit diesem 
Raub-, Betrugs- und Ausbeutesystem endlich 
Schluß gemacht werden muß, wenn nötig, mit 
Gewalt. Dem ehemaligen Kommunisten  Huhn 
werden solche Gedanken bei der Arbeit an sei-
nem Buch gewiß gekommen sein. Dennoch 
scheint, daß er seine auf Karl Marx fußende 
Schulung bis heute nicht als verdummende Irr-
lehre durchschaut. Mit Bitterkeit heißt es da ein-
leitend: 
„Zu den finstersten Kapiteln der jüngeren deut-
schen Geschichte gehört das Wirken der Treu-
handanstalt. Allerdings trifft hier keineswegs zu, 
was deutsche Historiker über den 9.November 
1989 sagen: Dieses Thema sei ‚überforscht‘. 
Warum die gelegentliche Beschäftigung mit der 
Treuhand und ihrer Nachfolgeorganisationen 
allenfalls oberflächlich und ohne Konsequenzen 
blieb,  liegt auf der Hand: Es handelte sich um 
einen staatlich sanktionierten Raubzug,  der 
sowohl ideologisch als auch kapitalistisch moti-
viert war….Klaus Huhn ruft einige gravierende 
Beispiele in Erinnerung, über die die herrschen-
de Klasse gern Gras wachsen lassen möchte. 
Insbesondere in jenem Jahr, in dem man sich 
jubelnd dem 60. Jahrestag der Bundesrepublik 
und dem 20.Jahrestag  des ‚Falls der Mauer‘ 
hinzugeben wünscht und, vor allem, sich an den 
Wahlurnen demokratisch legitimieren möchte.“ 
Wir haben schon früher mitgeteilt, daß die SED-
Riege nicht nur Milliarden DM vor dem Mauerfall 
aus der DDR in den kapitalistischen Westen 
verschob, sondern mit der Kohl-Regierung ge-
meinsame Sache machte, das Volksvermögen 
der DDR mittels Währungsunion, DDR-
Staatsbank und Treuhand zu veruntreuen. Denn 
so dumm waren die Drahtzieher hinter Krenz 
und Modrow gewiss nicht, sich von westlichen 
Politikern diplomatisch überfahren zu lassen, 
obwohl sie ihre Schandgesetze heute gerne so 
darstellen möchten. Alle zur geplanten Schie-
bung erforderlichen Gesetze wurden in der  
Volkskammer beschlossen und nicht im Bonner 
Bundestag.  
„Und so wurden die 13 643 Unternehmen, die 
Eigentum der Bevölkerung der DDR waren“ 
(Huhn schämt sich offenbar, das Wort „Deut-
sche“ zu gebrauchen) „verhökert, verscherbelt, 
verschenkt, ruiniert. Gewissenhafte Staatsan-
wälte, die die damit verbundenen Ungesetzlich-
keiten“ (müsste richtig heißen: Verbrechen) „hät-
ten verfolgen sollen, hätten selbst in Kompanie-
stärke ein Leben lang zu tun gehabt, die Strafta-
ten zu Papier zu bringen.“ 
„Dazu kam es nie, weil ja- wie Frau Breuel ge-
stand- die ‚größte Abwicklung’ in Auftrag gege-
ben worden war. Und zwar von der Bundesre-

gierung, die dazu die Treuhand installierte und 
die Konzernbosse zur Treibjagd einlud.“   
Der erste Treuhandchef, Dieter Karsten Roh-
wedder gab unumwunden zu: „Es war die Politik 
der Treuhandanstalt, die Millionen Ostdeutsche“ 
(richtig: Mitteldeutsche) „den Arbeitsplatz koste-
te, die wohlmeinende westdeutsche Investoren 
verschreckte, die ganze Regionen in den neuen 
Bundesländern entindustrialisierte, die Glücksrit-
ter bereicherte und den deutshen Steuerzahler  
noch lange Zeit viel Geld kosten wird.“ 
Rohwedder, von Kohl auf diesen Posten beru-
fen, erwies sich offenbar für die Pläne als zu 
gewissenhaft, zu anständig. Es ging ja um hun-
derte von Milliarden D-Mark, und wenn es um 
Milliarden geht, sind Leichen eine zwangsläufige 
Beigabe. Da es keinen Vorwand gab, ihn weg-
zujagen, wurde Rohwedder kurzerhand er-
schossen. Mafia-Methoden! Kohl ernannte dar-
aufhin seine Kumpanin Birgit Breuel, ehemals 
eine miese Wirtschaftsministerin, zur Treuhand-
chefin. Die stellte sich treu hinter Kohl und dem 
großen Raubzug nicht in den Weg. 
   
Es fällt schwer, aus den vielen Groß-
Schiebungen hier einige beispielhaft für unsere 
Leser auszuwählen, denn „die Leichenfledderei 
war beispiellos.“  Die von allen aufsehenerre-
genste war zweifellos der völlige Ruin der thü-
ringischen Kaliindustrie. Wenn man dazu erfährt, 
daß 88% der  Kaliförderung wegen seiner her-
vorragenden Qualität in westlichen Ländern ver-
kauft wurden, daß der Absatz nach der Wieder-
vereinigung sogar noch zunahm, sollte festste-
hen, daß dieses Unternehmen auch weiterhin 
um seine Marktchancen nicht sorgen musste. 
 Aber gerade solche Betriebe standen auf der 
Abschußliste des westlichen Großkapitals. Die 
Wiedervereinigung wurde von ihm entschieden 
anders betrachtet als vom deutschen Volke. Die 
Strategie der Geldmacht ist nicht so gradlinig 
wie mancher Leser oder die thüringischen Berg-
leute sich damals vorstellten: Etwa Übernahme 
durch einen Westkonzern und Überleitung der 
Gewinne in die Taschen westlicher Aktionäre. 
Nein, weit gefehlt! Richtige Finanzhyänen den-
ken und  organisieren im Sinne des Kapitalis-
mus! Das heißt: Beschränkung des Warenange-
bots durch gewaltsame Vernichtung der Wett-
bewerber. Zweck: Aufwertung und Gewinnver-
mehrung des eigenen Kapitalbesitzes.  Das ist 
ein eminent politisches Programm und ohne 
engste persönliche Beziehungen zu den politi-
schen Machthabern ist es nicht zu erreichen. 
„Hinter den Kulissen war längst ein…Pakt aus-
getüftelt worden…die Treuhand und ihre Kom-
plizen hatte alle Gründe, die Operation nach 
allen Regeln der Kunst zu verschleiern…Da 
sich“(angeblich) „kein Käufer für für die DDR-
Gruben fand, mussten die Mitteldeutsche Kali 
AG und die“ (hessische) „Kali+Salz AG, die der 
BASF gehört,  ‚fusionieren‘.“ 
„Stutzig machen musste jedoch, daß ein zweiter 
Blick- nämlich in den entsprechenden Vertrag- 
verwehrt wurde. Die Akte wurde mit höchster 
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Geheimhaltungsstufe bedacht….Die von der 
Treuhand, Frau Breuel und Herrn“ (Bundeswirt-
schaftsminister) „Rexrodt verhängte Geheimhal-
tung hatte jedoch Lücken und so sickerte durch, 
wie der Raubzug kaschiert werden sollte:  
Trick1: Die Kasseler BASF-Tochter tritt der Mit-
teldeutschen Kali AG bei, wird also über Nacht 
ein Ostbetrieb.  
Trick2: Sie behält dennoch 51% der Anteile der 
neuen Gesellschaft, während die übrigen 49% 
bei der Treuhand bleiben.  
Trick3: Die Treuhandanstalt verpflichtet sich im 
‚Fusionsvertrag‘ in den ersten drei Jahren 90% 
aller Defizite- ‚unabhängig von der Ursache‘- 
zu tragen, im vierten Jahr 85% und im fünften 
80%. 
Diese drei Tricks sind derart unglaublich, daß 
man sie für eine Serie von Druckfehlern halten 
könnte…Noch einmal im Klartext: Ein Westkon-
zern siedelt sich im Osten an. Die ihm in den 
folgenden Jahren dort entstehenden Verluste“ 
(sie waren also von vornherein ein-
geplan!)“gleicht der deutsche Steuerzahler aus, 
dessen Geld auf dem Umweg über den Staats-
haushalt in die Kasse der Treuhand fließt. Die 
Treuhand kann logischerweise nur im Osten 
Verluste ausgleichen, weshalb der pure West-
konzern in den Osten ’fusionierte‘.“ 
Der Leser erkennt jetzt, warum die gewinnträch-
tigen Thüringer Kaligruben „über Nacht“ zum 
Verlustgeschäft der Treuhand wurden und- mit 
deren Zustimmung selbstverständlich- zuma-
chen mußten. Gemäß diesem ‚Vertrag‘ hat die 
BASF für diesen Gaunerstreich der Treuhand 
nicht eine Mark bezahlt, im Gegenteil, sie kas-
sierte. Und der Zweck? Eine unbequeme Kon-
kurrenz mit besseren Erzeugnissen wurde be-
seitigt zugunsten der schlechten. 7500 Mann 
wurden „über Nacht“ brotlos. Huhn erwähnt, daß 
das europaweite, weitgehend geheime Kalikar-
tell dahinter steckte. Aber das ist keine Ent-
schuldigung für deutsche Manager im Geld 
schwimmender Konzerne und höchster Politiker 
der gesamtdeutschen Regierung, ihre ‚befreiten 
Landsleute‘ aus Geldgier und moralischer Ver-
kommenheit- - zu verraten.  
Der Unternehmer Johannes Peine wollte die 
Gruben übernehmen und weiterführen.  Huhn 
zitiert dazu das Düsseldorfer ‚Handelsblatt‘: 
„Nach dem Fusionsvertrag hat sich die Treu-
hand verpflichtet, ihn  wie auch potentere Inte-
ressenten draußen vor der Tür zu halten.“  
Dieses Komplott  schlug weite Wellen, nicht nur 
in Thüringen. Die Bergleute von Bischofferode 
rebellierten, traten in Hungerstreik, demonstrier-
ten in Berlin, natürlich vergeblich. Die ‚gesamt-
deutschen‘ Politiker, mit dem ‚Aufschwung Ost‘ 
belastet, mußten sie beruhigen.  
„Die Versprechungen waren zahlreich. Kanzler 
Kohl bemühte das Blaue vom Himmel, Rita 
Süßmuth garantierte Trost und Hilfe, Minister-
präsident Vogel präsentierte 700 Arbeitsplätze 
aus dem Nichts, und die IG Bergbau ‚mahnte‘ in 
aufwändigen Anzeigen die Kollegen, auf Hun-
gerstreik und Widerstand zu verzichten. Alle ein-

te die Sorge, es könne zu einer sozialen Deto-
nation kommen“.  
Mir hat Jahre nach diesen Ereignissen, die die 
bundesdeutsche Öffentlichkeitsarbeit erst herun-
terspielte und fortan mit tiefem Schweigen zu-
deckt, ein PDS-Mann erzählt, daß das mittel-
deutsche Volk damals tatsächlich nahe an ei-
nem Aufstand wie am 17.Juni 1953 stand. Es 
gab Entschlossene, die zu den Waffen greifen 
wollten, weil sie sahen, daß sie mit Bitten an die  
demokratisch gewählten Repräsentanten gar 
nichts ereichten, ja nicht einmal bei ihrer eige-
nen Gewerkschaft. Es ist auch bekannt, daß aus 
dem Untergang der Volksarmee viele Waffen in 
Privathände fielen und heimlich  aufbewahrt 
werden. Die Wiedervereinigung, wie sie von 
Kohl und Konsorten gelenkt wurde, hätte dann 
sicherlich einen anderen Lauf genommen. Sehr 
fraglich ist, ob die Bundeswehr auf ihre eigene 
Volksgenossen geschossen hätte. Das ZK der 
SED mußte ja auch im November 1989 aufge-
ben, weil die  NVA als nicht mehr zuverlässig 
angesehen würde, und das blutige Beispiel von 
Bukarest, wo ja auch Bergleute die Spitze der 
Rebellion bildeten, dürfte sogar in Zukunft den 
Bonzen Furcht vor dem Volk einflößen.  
Der Fall der DDR-Kaliindustrie hat viele Paralle-
len.  Die Eingeweihten gingen offensichtlich  
nach einem geheim beschlossenen Schema vor. 
Die weltberühmte Filmfabrik  Wolfen, die den 
Markennamen AGFA ursprünglich führte, wo 
schon 1936 der erste Farbfilm der Welt ent-
stand, wurde ebenso hinterhältig erledigt und 
wiederum tausende von Beschäftigten auf die 
Straße geworfen. Auch die Filmfabrik Wolfen 
arbeitete erfolgreich, stand entwicklungstech-
nisch gut und hatte beträchtlichen Absatz im 
Westen. Auch hier sind die gleichen Intrigen der 
„kriminellen Treuhand“ (laut Huhn) nachgewie-
sen. „Der für die Filmfabrik Wolfen verantwortli-
che Abteilungsleiter war Treuhand-Direktor Prof. 
Schraubstätter….Er kam… von der AGFA 
(West) Eigentümerin, der Leverkusener Bayer 
AG zur Treuhand. Dort durfte er dann über die 
Zukunft des Konkurrenz-Betriebes, der 
Film,fabrik Wolfen, mitentscheiden.“ 
Man kann sich bereits denken, wie dieser in die 
Treuhand eingeschleuste hochbezahlte Bayer-
Agent- plus eine ganze Reihe anderer aus Le-
verkusen- die VEB Filmfabrik „betreuten“. Fi-
nanzmittel wurden entzogen oder verweigert, 
Wolfener Neuentwicklungen aufgekauft, die 
Produkte öffentlich schlecht gemacht, Kunden 
verunsichert- Bayer-Agenten im Westen arbeite-
ten planmäßig in dieser Richtung-, Beschäftigte 
entlassen, alle  Gegenvorstellungen und Pläne 
abgewiesen. Wolfen-Betriebsrat Rönnike: „In 
einer Beratung im April bei Herrn Dr. Schucht  
wurde uns eindeutig gesagt, daß die Treuhand 
die Zielstellung hat, im Dezember 1992 entwe-
der zu privatisieren oder zu liquidieren.“   
Und  es geschah also im Sinne des Chemie-
Giganten BAYER. 
Ein ähnlicher  „Fall“ ist „Die GRW-Kriminal-
Posse“: „GRW“ steht für  „Teltower Geräte- und 
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Regler-Werk“. Es wurde für 1.-DM “verkauft“. 
Die Schiebung wurde durch einen SPIEGEL-
Artikel ruchbar und löste beträchtliches Aufse-
hen aus. In einer Pressekonferenz, der sogar 
der Bundesfinanzminister Waigel beiwohnte 
(„Waigel lobte die Treuhand“, berichtet Huhn 
dazu),  erklärte Treuhandsprecher Schöde: „Der 
Kaufpreis von einer D-Mark, der die Gemüter so 
errege, sei gar nichts Ungewöhnliches in der 
Treuhand-Verkaufspraxis, vielmehr ziemlich et-
was Normales.“ 
Wir alle hätten für eine D-Mark eine renommier-
te Fabrik gekauft! Offensichtlich wurden nur un-
ter Eingeweihten, hinter verschlossenen Türen, 
guten Kumpels der Treuhand, solche Preise 
vereinbart und Werke verkauft. „Wirtschaftsprü-
fer ermittelten für die GRW einen Wert von 73 
Millionen Mark…. Treuhand-Direktor Lang habe 
zweifellos Volksvermögen veschleudert, sagte 
ein Wirtschaftsprüfer.“ Auch diese Fabrik wurde 
dem Erdboden gleichgemacht und dient seitdem 
als  Objekt einer wüsten Grundstücksspekulati-
on. Denn wir wollen nicht vergessen, der DDR-
Boden war überwiegend ‚Volkseigentum‘, hier 
konnten nach dem ‚Einigungsvertrag‘ West-
Schieber das meiste Geld raffen- wie vor über 
1300 Jahren Karl der Große Germaniens Boden 
für die Kirche eroberte. Damals wurden wir 
Christen, heute ist das vorgegaukelte  Ideal Eu-
ropäische Union, ‚freie‘Demokratie und materiel-
ler Wohlstand (für wen?). 
Auf diese Weise wurden nicht nur volkseigene 
Industrieanlagen für wenig, noch weniger und 
umsonst verschleudert, nein, die Treuhand warf  
noch Geld hinterher: Sie leistete beträchtliche 
(hunderte Millionen DM) „Anschubfinanzierun-
gen“ für diejenigen, die versprachen „Arbeits-
plätze wenigstens teilweise zu erhalten.“  Solche 
Versprechen wurden gerne gegeben. Gehalten 
wurde fast keins. Die Vertragsstrafen waren ge-
wöhnlich nur ein Bruchteil der Treuhand-
Vorschüsse. Oder die Schieber versteckten ihre 
ergaunerten Gewinne schnellstens in Tochter-
firmen und schickten die Vertragsfirma  in den 
Konkurs.  
Es versteht sich von selbst, daß in so einem Mi-
lieu die  Ehrlichkeit der Treuhand- “Angestellten“ 
und ihr moralischer Widerstand gegen Selbst-
Bereicherung auf eine harte Probe gestellt ist.  
Wir haben gesehen, daß das höhere Personal 
entweder von der Bundesregierung ausgesucht 
oder von finanziell mächtigen und interessierten 
Westfirmen gestellt wurde. Ob eine charakterli-
che personelle Überprüfung vor der Einstellung 
bzw.eine finanzielle nach dem Ausscheiden 
stattgefunden hat, ist noch niemals behauptet 
worden. Die Treuhand-Personalpolitik war dun-
kel und wurde nie untersucht. Was in den Amts-
räumen vor sich ging, zeigt das Zitat in Huhns 
Buch:  
„ Der Treuhandausschuß stellte fest, daß bis 
zum 5.Juli 1994 204 Millionen DM Honorare für 
132 Liquidatoren, die nur für die Zentrale tätig 
waren, gezahlt wurden. Aber allein zehn dieser 
Glücksritter teilten sich mit über 122 Millionen 

allein über die Hälfte dieser Honorarsumme.“ 
Die schauerliche Korruption, die in Huhns Buch 
durchscheint, läßt die Frage nach  der demokra-
tischen Verantwortung dem deutschen Volke 
gegenüber offen. Mit der Verantwortung, die sie 
übernehmen würden,  brüsteten sich alle, die an 
der Treuhand hantierten. Niemand konnte etwas 
geschehen, denn der Kohl hatte schon vor der 
Einsetzung der Treuhandanstanstalt sie von  
aller Verantwortung für eventuelle  Missetaten 
ausdrücklich losgesprochen. Darauf konnte sich 
nun jeder „Verantwortliche“ berufen. Sogar die 
Breuel tat es öffentlich.  
Gewiß, der Gestank in der Treuhand war nicht 
fortzuleugnen, unvermeidlich erreichte er auch 
den Bundestag. Kohls Regierung hingegen roch 
nichts. Nur mit Widerwillen gab Kohl dem Drän-
gen nach, einen in solchen Fällen üblichen Un-
tersuchungsausschuß des Bundestages einzu-
setzen, der den Anschuldigungen nachgehen 
sollte. Wie Huhn als Augenzeuge berichtet, war 
er eine Posse in typischer BRD Aufmachung: 
Viel Gerede, lange Beratungen, vergeßliche o-
der umaßgebliche Zeugen. Es durften nur Zeu-
gen aussagen, denen die Bundesregierung die 
Erlaubnis erteilte. „Gesamtdeutscher“ Bundes-
kanzler Kohl hatte auch diesmal für unange-
nehme Zwischenfälle Vorsorge getroffen! Diese 
Farce machte der SPD-Spitzenjurist Otto Schily 
ohne Widerspruch mit! Damit war, wie immer in 
der Bundesrepublik,  alles ordentlich und rech-
tens geschehen. Die Musterdemokratie BRD 
macht eben nichts Böses (gegen ihre Nutznie-
ßer) möglich. Schilys Bundestagsauschuss fand 
nichts, das die Staatsanwälte beschäftigen wür-
de.   
Und die PDS, die ab zu noch lärmte, war ja nach 
der DDR Staatspleite selbst unglaubwürdig. Die 
Kohl-Kumpane in allen Parteien schrieen in sol-
chen Augenblicken lauthals  die ‚Genossen‘ mit 
dem trefflichen Argument von der maroden, un-
tergegangenen SED-Republik nieder. Da fragte 
keiner mehr nach den Plünderern  des Volksei-
gentums und seinen Helfern in Staatsstellungen. 
  
Die vier oder fünf Millionen Erwerbslosen, die 
seitdem irgendwie in Deutschland überleben 
müssen, werden freilich bedauern, daß sie da-
mals dem Kohl und seinem Verspechen glaub-
ten, er würde jetzt „blühende Landschaften“ 
schaffen. Sie werden auch bedauern, daß sie 
dann, als sich die große Lüge herausstellte, 
nicht sogleich die Gewehre ergriffen hatten.  Zu 
spät! Aber: Haltet euer Pulver trocken! Solche 
Gelegenheiten kommen wieder. Das liegt am 
kapitalistischen System. Nur: Will jemand dann 
noch so dumm sein und auf  KPD, SED, PDS, 
Marxisten, Leninisten  und  sonstige Linksbetrü-
ger hereinfallen, die schon mehrmals geistig und 
politisch bankrott gingen? Daß ausgerechnet sie 
das Problem der kapitalistischen Volksausbeu-
tung lösen können und wollen? Seid ehrlich, 
‘Ossis‘: Wie winzig war doch euer realer Ar-
beitsertrag im vollbeschäftigten Ostblock! Rebel-
liertet ihr damals nicht, weil ihr besser leben 
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wolltet, zumindest so gut wie im Westen? Aber 
dieser Westen hatte ja auch nur ein Ausbeu-
tungssystem zu bieten. 
Sozialismus, Kommunismus haben die Chance 
gehabt, ihr Wirtschaftsystem durchzuführen. Es 
ist in der Sowjetunion nach 70 Jahren, in der 
DDR schon nach 44 Jahren zusammengebro-
chen. Nur Idioten laufen jetzt noch hinter sol-
chen Mumien her.  
Die Welt geht vorwärts: Wir blicken nur zurück, 
um aus Vergangenem zu lernen.  
Neue Erkenntnisse haben wir allein zu bieten.  
Arbeitet mit, die Ausbeutung zu überwinden! 
Der Freiwirtschaft gehört die Zukunft!  
Georg Kausch 
 
AUS ANDEREN MEDIEN  
http://www.buergerstimme.com 
Gewalt – Eine andere Sichtweise 
Wer das Wort Gewalt hört, denkt sofort an kör-
perliche Gewalt. Es gibt aber eine weitaus 
schlimmere Gewalt: die Gewalt durch Gesetze 
und Verordnungen, Gesetze für den Menschen 
gemacht, so mag es den Anschein haben – die 
jedoch in vielen Bereichen nicht dem Menschen 
nutzen, sondern nur dem schnöden Mammon. 
Besonders in Zeiten, wo es einer Gesellschaft 
wirtschaftlich schlecht geht, kann ein unbeschol-
tener Bürger ganz schnell zum “Verbrecher“ 
gemacht werden, und dies machen bestimmte 
Gesetze möglich. 
In unserem Land leben sehr viele Menschen am 
Existenzminimum, wo auch immer dieses sein 
soll, wo auch immer hier eine Grenze gezogen 
wird, was das überhaupt bedeutet. 
Existenzminimum…. 
Viele Menschen müssen mit einer sehr kleinen 
Rente auskommen oder fallen unter Geringver-
diener (Dumpinglöhne machen es möglich!). 
Zwar gibt es hier die Möglichkeit einen Antrag 
auf Wohngeld zu stellen, dieses Wohngeld be-
rechnet sich jedoch wiederum nach dem Ein-
kommen, aber auch nach der angemessenen 
Quadratmeterzahl (Hartz IV Gesetze!), in der 
der Antragsteller lebt. Ist die Wohnung zu groß, 
wird ihm lediglich mitgeteilt sich eine kleinere 
Wohnung zu suchen, ungeachtet dessen, dass 
ein Umzug mit Kosten verbunden ist, für die der 
Staat wiederum nicht aufkommt, sonst hat er 
keinen Anspruch auf Zusatzleistungen. Durch 
minimale Anhebung von Einkommen kann es 
nun ganz schnell passieren, hat ein Bürger noch 
vor der Erhöhung einen Anspruch auf Unterstüt-
zung, bzw. Wohngeld gehabt, nur durch geringe 
Mehreinnahmen, dass im Endeffekt weniger 
zum Leben übrig bleibt als vor der Einkom-
menserhöhung- mal ungeachtet dessen, ob es 
sich hier um Geringverdiener handelt oder um 
Aufstockung der Rentenbezüge. 
Wird beispielsweise die Rente angehoben, was 
ja in den letzten Jahren nicht passierte, und der 
Betroffene kommt dadurch über die Existenzmi-
nimumsgrenze hinaus, das kann schon ein Euro 
mehr sein, so fällt er dadurch aus den Berech-
nungen heraus, die ihm eine Bezuschussung 

erlauben würden, mit dem Ergebnis, anstatt ei-
nen Euro mehr zu haben, mit 20 Euro weniger 
auskommen muss. Dies ist nur ein Rechenbei-
spiel und soll lediglich verdeutlichen, wie der 
Mensch sich bereits von Zahlen und den dazu-
gehörigen Gesetzen abhängig gemacht hat. 
Denn hier zählt nicht das, was unterm Strich 
herauskommt, sondern das, was über dem Satz 
liegt. 
Von einer Angleichung an die Preissteigerungen 
weit entfernt, denn weder die Renten noch die 
ALGII Bezüge werden hier angeglichen. 
Um bei den Rentnern zu bleiben, hat sich der 
Gesetzgeber wieder etwas einfallen lassen, es 
betrifft hier die Menschen, die zu den sogenann-
ten geburtenstarken Jahrgängen zählen. Men-
schen, die ab 1960 geboren wurden, fallen somit 
unter ein neues Gesetz, welches erhebliche 
Einbußen in der Rentenberechnung mit sich 
bringt, mit sich bringen wird.  Wird ein Mensch 
auf Grund von Krankheit arbeitsunfähig, be-
kommt er seine Rente nicht nur dadurch ge-
kürzt, dass er weniger Jahre in die gesetzliche 
Rentenkasse eingezahlt hat, sondern wird auch 
noch zusätzlich damit gestraft, nicht im richtigen 
Jahr geboren zu sein, um die volle Leistungen 
nach Abzugsberechnung wie bereits erwähnt, 
beziehen zu können. Nun ist es eine Tatsache, 
dass wir immer älter werden, das Rentenein-
trittsalter wurde bereits angehoben, ungeachtet 
dessen, dass es Menschen gibt, die körperlich 
schwer arbeiten müssen und es wohl kaum bis 
zum 67igsten Lebensjahr schaffen werden in 
ihrem Beruf zu arbeiten. Wer aber krank wird, in 
früheren Jahren und zusätzlich noch unter die 
Berechnungsgrenze fällt, ab 1960 geboren zu 
sein, der wird doppelt gestraft. 
Ein weiteres Gesetz wurde erlassen, was es den 
Krankenkassen ermöglicht eine Zusatzzahlung 
seiner Mitglieder einzufordern. Der Betrag be-
läuft sich auf 8 Euro im Monat. 8 Euro können 
für einen Menschen, der ohnehin schon nicht 
viel zum Leben hat, sehr schmerzhaft sein. Mal 
dahingestellt, inwieweit eine solche Zuzahlung 
überhaupt seine Berechtigung hat, wird es vie-
len Menschen, die ohnehin schon mit jedem 
Cent rechnen müssen, zu einer erneuten Qual. 
10 Euro Praxisgebühr halten bereist viele Men-
schen davon ab, zum Arzt zu gehen. Zusatzzah-
lungen bei Medikamenten können ebenfalls das 
Budget stark einschränken. Zwar gibt es hier 
von den Krankenkassen einen Freibetrag, der 
allerdings auch erst einmal beantragt werden 
muss, aber selbst diesen Freibetrag müssen die 
Betroffenen erst einmal zahlen und erst was 
darüber hinausläuft wird erlassen. 
Darf jede Kasse einfach einen Zusatzbeitrag 
fordern? 
 Sie darf – aber nur, wenn sie mit dem Budget, 
das ihr aus dem Gesundheitsfonds zugeteilt 
wird, nicht auskommt. Die Aufschläge müssen 
sich die Kassen dann von ihrem Verwaltungsrat 
absegnen lassen und anschließend ihre Sat-
zung ändern. Genehmigt werden die Zusatzbei-
träge vom Bundesversicherungsamt (BVA), das 
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auch prüft, ob deren Höhe dem Bedarf ange-
messen ist. (Quelle Spiegel online) 
Hier darf man sich die Frage stellen, wo die Ein-
nahmen geblieben sind? Wenn doch schon ü-
berall an Leistungen gestrichen und gekürzt 
wurde. So ist es heute Gang und Gebe, einen 
Menschen mit einem kompliziertem Beinbruch 
erst einmal wieder nach hause zu schicken, bis 
das Bein abgeschwollen ist, um dann operieren 
zu können. Ein gebrochenes Bein muss aber 
hochgelagert werden, ein schwieriges Unterfan-
gen, wenn man alleine lebt und sich um seine 
Versorgung selbst kümmern muss, hier das Bein 
ruhen zu lassen- ein Ding der Unmöglichkeit. 
So gab es in Berlin einen Fall, der für Aufsehen 
sorgte: ein Obdachloser brach sich das Bein, er 
wurde im Krankenhaus versorgt und dann wie-
der auf die Straße gesetzt. 
Um wieder zu den erneuten Anhebungen von 8 
Euro Zusatzzahlung zu kommen: 
Wer diesen Betrag nicht zahlen kann, der wird 
sehr bald die Macht des Gesetzgebers zu spü-
ren bekommen. Denn der Gesetzgeber hat na-
türlich vorgesorgt, wie man mit Menschen zu 
verfahren hat, die diesen Betrag nicht so ohne 
weiteres zahlen können. Zum einen kann man 
die Krankenkasse wechseln, dieses Gesetz gilt 
jedoch für jede Krankenkasse, ist hier also nur 
noch eine Frage der Zeit, wann die anderen 
nachziehen, hat aber nicht beachtet, dass es 
Menschen gibt, denen durch geringe Rente, 
Hartz IV und geringfügig bezahlte Jobs bereits 
ohnehin das Wasser bis zum Hals steht. Hier 
gibt es noch keine Anträge auf Hilfe, die Betrof-
fenen sparen es sich vom Munde ab oder aber 
lassen es darauf ankommen…. 
Müssen auch Hartz-IV-Empfänger den Bei-
trag zahlen? 
 Im Prinzip ja. Im Sozialgesetzbuch ist ausdrück-
lich geregelt, dass die Zusatzbeiträge der Kran-
kenkassen nicht von der Bundesagentur für Ar-
beit übernommen werden. Laut einem Bericht 
der “Bild”-Zeitung will der Bund aber möglicher-
weise die zusätzlichen Beiträge für Langzeitar-
beitslose übernehmen. Entsprechende Überle-
gungen gebe es für den Fall, dass die Kranken-
kassen flächendeckend Zusatzbeiträge erheben, 
berichtete das Blatt unter Berufung auf Regie-
rungskreise. Wer die 8 Euro nicht zahlt, dem 
drohen erhebliche Unannehmlichkeiten bis hin 
zu Gefängnis. 
Zwangsvollstreckung: Eidesstattliche Versi-
cherung 
 Wenn Vollstreckungsversuche nicht zum Erfolg 
führen oder aussichtslos scheinen, sind Sie ver-
pflichtet, auf Antrag eines Gläubigers bei der 
zuständigen Gerichtsvollzieherin oder dem Ge-
richtsvollzieher die eidesstattliche Versicherung 
abzugeben (früher „Offenbarungseid“ genannt). 
Dazu müssen Sie einen mehrseitigen Vordruck 
– das sog. Vermögensverzeichnis – ausfüllen 
und die Richtigkeit und Vollzähligkeit Ihrer An-
gaben an Eides statt versichern. Vorsätzliche 
und fahrlässige Falschangaben sind strafbar. 
Die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung 

erfolgt oft im unmittelbaren Anschluss an eine 
erfolglose Sachpfändung. 
 Die eidesstattliche Versicherung hat zum Ziel, 
Ihre gesamte Vermögenssituation offen zu le-
gen. Insbesondere erfahren Gläubiger dadurch, 
wo Sie arbeiten, bzw. einer Nebenbeschäftigung 
nachgehen, welche Bank Ihr Konto führt, ob Sie 
über eine Kapitallebensversicherung, einen VL-
Sparvertrag oder ein Bausparguthaben, usw. 
verfügen. Wollen Sie die eidesstattliche Versi-
cherung nicht gleich zu Hause abgeben, werden 
Sie zum Termin geladen. Erscheinen Sie nicht 
zum festgesetzten Termin oder verweigern Sie 
die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, 
kann gegen Sie ein Haftbefehl erlassen werden! 
 Sie könnten auf Antrag der Gläubiger in 
Erzwingungshaft genommen werden, falls diese 
die Kosten dafür vorstrecken. Die Haft dauert 
jedoch nur so lange, bis Sie die eidesstattliche 
Versicherung abgegeben haben, bzw. maximal 
sechs Monate. Die Haftentlassung hängt also 
nicht davon ab, ob Sie die Schuld bezahlen 
(können)! Nach Erlass des Haftbefehls und nach 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung wer-
den Sie grundsätzlich für drei Jahre beim zu-
ständigen Amtsgericht im Schuldnerverzeichnis 
geführt. Damit verlieren Sie endgültig Ihre Kre-
ditwürdigkeit. Kreditauskunfteien wie z.B. die 
Schufa werten die Schuldnerverzeichnisse bun-
desweit aus und geben die Informationen an 
ihre Mitglieder wie z.B. Banken weiter. Sie müs-
sen also spätestens jetzt mit der Kündigung Ih-
res Dispokredites rechnen. Die Löschung Ihres 
Eintrags im Schuldnerverzeichnis erfolgt auto-
matisch nach drei Jahren – und zwar taggenau. 
Vorher können Sie die Löschung beantragen, 
wenn Sie die Befriedigung desjenigen Gläubi-
gers nachweisen, der die eidesstattliche Versi-
cherung veranlasst hatte. Am besten lassen Sie 
sich von ihm das Original seines Titels („voll-
streckbare Ausfertigung“)  aushändigen und le-
gen dies beim Amtsgericht mit vor. 
Wer hier denkt, der Staat sei für die Menschen 
da, die diesen Staat finanzieren, der irrt gewal-
tig. Alles wofür wir zahlen fließt in die schwarzen 
Finanzlöcher, welche durch unfähige Politik ent-
standen sind. Wer hier noch von einem Sozial-
staat redet, der hat die Realität noch nicht zu 
spüren bekommen, eine Realität, von der mitt-
lerweile in diesem Land sehr viele Menschen 
betroffen sind. Wer hier in diesem Land kein 
Geld hat, um sich frei kaufen zu können, denn 
mittlerweile ist es Ein-sich-frei-kaufen können, 
wenn man keine Strafe bekommen möchte für 
eine Gesetzgebung, die für immer Menschen 
verachtender und skrupelloser wird. 
Kein Mensch muss sich schämen in diesem 
Staat mit wenig Geld auskommen zu müssen; 
Aber alle, die das zulassen und nichts ändern, 
sondern die Situation noch zusätzlich verschär-
fen, sollten sich das daraus resultierende Spie-
gelbild ein jeden Tag vor Augen führen. 
Gewalt hat viele Gesichter und liegt in unserem 
Lande ganz offensichtlich im Auge des Betrach-
ters.  Petra Hanse 


